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Antrag 
 
der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeord-
neten des SSW 
 

Kinder- und Jugendaktionsplan Schleswig-Holstein fortführen und erweitern 
 

Der Landtag wolle beschließen: 
 
Der Kinder- und Jugendaktionsplan (KJAP) der Landesregierung hat positive Ent-
wicklungen in der Kinder- und Jugendpolitik erreicht, sowie Akzente im Bereich Kin-
derschutz und zur Bekämpfung von Kinderarmut gesetzt.  
 
Auf diesen Erfahrungen aufbauend und mit der Fokussierung auf Jugend als eine 
eigene, von Übergängen geprägte Lebensphase bittet der Landtag die Landesregie-
rung den bewährten Kinder- und Jugendaktionsplan zu vertiefen und weiterzuentwi-
ckeln.  
 
Neben den Themen gesundes und gewaltfreies Aufwachsen, Frühe Hilfen, außer-
schulische Kinder- und Jugendbildung, Bekämpfung von Benachteiligung und sozia-
ler Ausgrenzung sowie Kinder- und Jugendbeteiligung soll ein neuer Schwerpunkt 
„Junges Schleswig-Holstein“ formuliert werden. Hierbei sollen folgende Aspekte be-
rücksichtigt werden: 
 
 

1. Demokratie und Partizipation 
 

Teilhabe an der Gesellschaft über Mitbestimmung ist eine grundlegende de-
mokratische Erfahrung für Kinder und Jugendliche. Daher ist es notwendig, 
Mitwirkungs- und Mitbestimmungsmöglichkeiten sowie Demokratiebildung im 
schulischen und außerschulischen Bereich auszubauen. Die Regelungen des 
§ 47 f der Gemeindeordnung müssen flächendeckend eingefordert und ange-
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wandt werden. Der Landtagsbeschluss zur Demokratie- und Partizipationsof-
fensive (Drs.18/1556) ist dabei mit einzubeziehen. 
 

 
2. Freiräume für gesellschaftliches Engagement 

 
Gesellschaftliches Engagement eröffnet jungen Menschen die Chance auf be-
rufliche und persönliche Orientierung. Durch die Ausweitung von Präsenzzei-
ten im Schul- und Hochschulbereich sinken zeitliche Freiräume für Jugendli-
che, ein Ehrenamt auszuüben und ihre Persönlichkeit außerhalb formaler Bil-
dungszusammenhänge zu entwickeln. Deshalb sollen Möglichkeiten geschaf-
fen werden die Vereinbarkeit von Schule, Ausbildung und Hochschule mit dem 
Ehrenamt zu verbessern. Jungen Menschen soll es unabhängig von den je-
weiligen individuellen Voraussetzungen, möglich sein an jugendlicher Kultur 
teilzuhaben und sich zu engagieren. Dies gilt insbesondere für Kinder- und 
Jugendliche mit Förderbedarf. 
 

3. Förderung von Medienkompetenz 
 

Die gestiegene gesellschaftliche Echtzeitkommunikation stellt besondere An-
forderungen im Bereich Medienkompetenz. Hier muss gemeinsam mit Eltern 
ein kompetenter und selbstbestimmter Umgang mit Inhalten vermittelt werden. 
Hier muss sowohl auf Gefahren und datenschutzrechtliche Probleme, als auch 
auf Chancen und neue elektronische Partizipationsmöglichkeiten hingewiesen 
werden. 

 
4. Europäische und internationale Jugendpolitik 

 
Um die europäische Integration weiter voranzutreiben, interkulturelles Lernen zu för-
dern und durch internationale Begegnungen zu Toleranz und gegenseitigem Ver-
ständnis beizutragen ist es wichtig, jungen Menschen die Möglichkeit zu geben, Eu-
ropa zu erleben, zu erfahren, zu hinterfragen und die eigenen Wünsche und Vorstel-
lungen mit einzubringen. Dabei ist die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit un-
seren Nachbarn an Nord- und Ostsee für Schleswig-Holstein besonders zentral. Hier 
sollen die bisherigen Aktivitäten weiterentwickelt werden sowie weitere Initiativen für 
europäischen und internationalen Jugendaustausch vorangetrieben werden.  
 

5. Interkulturelle Kompetenz und Antidiskriminierung 
 

Das Leben in einer global-vernetzten Gesellschaft erfordert einen interkulturellen 
Austausch auf allen Ebenen. Junge Menschen müssen in interkulturellen Lernpro-
zessen und durch eine Stärkung interkultureller Jugendarbeit unterstützt werden. 
Dieser Austausch ist ein wichtiger Beitrag zur Persönlichkeitsentwicklung und Prä-
vention vor Diskriminierung und rassistischen Ressentiments.  
Aus diesem Grund sollen Initiativen zur Stärkung von interkultureller Kompetenz im 
Jugendbereich und gegen Diskriminierung vorangetrieben werden. 
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Der Landtag bittet die Weiterentwicklung des Kinder- und Jugend-Aktionsplans als 
dynamischen, dialogorientierten Prozess im Sinne eines Jugend-Dialogs auszulegen. 
Die Ausführung soll ressortübergreifend und unter Einbeziehung relevanter jugend-
politischer Akteure stattfinden. Ein erster Zwischenbericht ist zur 32. Tagung des 
Landtags anzusetzen. 
 
 
Begründung: 
 
Jugend benötigt als eine eigene, von Übergängen geprägte Lebensphase einen ei-
genständigen Politikansatz. Die Anforderungen an die jüngere Generation sind auf-
grund gestiegener Bildungsansprüche, der Globalisierung von Wirtschaft und Ar-
beitsmärkten und der demografischen Entwicklung gestiegen. Politik muss für Ju-
gendliche die richtigen Rahmenbedingungen schaffen und sie dabei unterstützen, ihr 
Leben selbst gestalten zu können. Unsere Gesellschaft muss Jugendliche respektie-
ren und anerkennen sowie die Voraussetzungen schaffen, damit ihre Persönlich-
keitsentwicklung gelingt. Jugendpolitik muss sich deshalb auch als eigenständiges 
Feld begreifen, und auch als Querschnittsthema bei allen Entscheidungen mit ge-
dacht werden.  
 
Die Demokratie- und Partizipationsoffensive soll helfen mehr demokratische Beteili-
gung von Jugendlichen zu ermöglichen. Gleichzeitig müssen bildungspolitische 
Rahmenbedingungen den Raum für ehrenamtliches, gesellschaftliches Engagement 
bieten und die Vereinbarkeit von (Aus)-bildung und Ehrenamt erleichtern. Menschen, 
die in ihrer Jugendphase nicht mit ehrenamtlichen Tätigkeiten in Berührung gekom-
men sind, engagieren sich oft auch als Erwachsene nicht ehrenamtlich. Langfristig 
hat dies negative Folgen für unsere Bürgergesellschaft. Die sich verändernden ge-
sellschaftlichen Bedingungen müssen daher auch im Schulalltag Berücksichtigung 
finden.  
 
Echtzeitkommunikation ist für junge Menschen heute selbstverständlicher Teil des 
Lebens. Deshalb muss die Frage nach einem verantwortungsbewussten Umgang mit 
Medien ins Zentrum der Aufmerksamkeit gerückt und Medienkompetenz verbessert 
werden.  
 
Auch die europäische sowie internationale Perspektive auf Jugendpolitik muss stär-
ker beachtet werden. Aktuelle Entwicklungen in der EU sowie in anderen Teilen Eu-
ropas und darüber hinaus mahnen uns dazu. Die Steigerung von interkultureller 
Kompetenz und Verständnis über globalisierte Prozesse tragen zu internationaler 
Solidarität bei und leisten einen wichtigen Beitrag zur Persönlichkeitsentwicklung und 
zur Bekämpfung von Diskriminierung, Ausgrenzung und Rassismus. 
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Mit einem erweiterten Kinder- und Jugend-Aktionsplan sollen Rahmenbedingungen 
geschaffen werden, um den komplexen Anforderungen an Jugendliche Rücksicht 
stärkeres Gewicht zu geben und die positiven Elemente im Bereich der Kinderpolitik 
und des Kinderschutzes weiter fortzuführen.  
 
 
 
 
 
 
Tobias von Pein     Dr. Marret Bohn            Flemming Meyer 
und Fraktion                         und Fraktion                  für die Abgeordneten des SSW 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


